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Der VCI NRW vertritt in NRW ca. 500 Unternehmen der chemisch-pharmazeutischen und 

petrochemischen Industrie. Die aktuelle Branche steht vor den größten Herausforderungen seit 

Jahrzehnten – Transformation und Ausrichtung auf klimaneutrale Prozesse auf der einen Seite 

sowie die geopolitischen Verschiebungen der letzten Jahre stellen immense Herausforderungen 

dar. Gleichzeitig ist ein seit Jahren sich verschärfender Fachkräftemangel zu verzeichnen.  

Die Betroffenheit der Branche hinsichtlich des BHKG ergibt sich daraus, dass ein nicht geringer 

Anteil der Mitgliedsfirmen des VCI NRW betriebliche bzw. Werkfeuerwehren betreiben und damit 

von den Ausführungen des BHKG und der VObFW („Werkfeuerwehr-Verordnung“) unmittelbar 

betroffen sind und diese umzusetzen haben.  Dabei sind nicht nur Chemiepark-Betreiber 

betroffen, sondern auch kleine und mittlere Standorte der chemischen Industrie in NRW.  

Vor diesem Hintergrund begrüßt der VCI NRW die von der Landesregierung gestartete 

Novellierung des BHKG auch als Teil der Entlastungsoffensive für die Wirtschaft. Gleichzeitig 

weisen wir schon vorab darauf hin, dass in diesem Zuge auch die VObFW angepasst werden 

muss, um die über das Gesetz geplanten Neuerungen in Bezug auf Werkfeuerwehren auch dort 

umzusetzen und keine Widersprüche im Vollzug zu generieren. 

Wir schlagen deshalb vor, insgesamt zum Thema „moderne Gefahrenabwehr“ einen fachlichen 

Begleitkreis einzurichten, dem neben Vertretern des IM und der Bezirksregierungen auch 

Vertreter des VCI-NRW, WFV-NRW und AGBF-NRW sowie der IG BCE angehören. Nicht nur zur 

Novellierung des BHKG, sondern auch zur zeitnahen Evaluierung der VObFW und zur Klärung 

von Sachverhalten, die im Vollzug einer Klärung bedürfen. 

Mit dem vorgelegten zweiten Kabinettsentwurf sind weitere Punkte aus Sicht der chemischen 

Industrie aufgegriffen worden, die den Bedarfen der Unternehmen gerecht werden und eine 

Flexibilisierung bedeuten sowie den Vollzug klarstellen. Dazu gehören die Regelung zur 

Kooperation von verschiedenen Werkfeuerwehren in §16 Abs. 8 sowie die Klärung der 

Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörden (§16 Abs. 4). Diese begrüßen wir ausdrücklich. 

Dennoch möchten wir auf drei Punkte hinweisen, die aus Sicht der chemischen Industrie 

aufgegriffen werden sollten und die wir gerne auch im Rahmen der im Landtag angesetzten 

Sachverständigenanhörung erläutern. 
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§ 16 Abs. 2 Satz 3 (Vorgesehene Öffnungsklausel für 

Angehörige der Werkfeuerwehr ) 

Die gewählte Formulierung „müssen überwiegend“ soll Unternehmen, die eine 

Werkfeuerwehr vorhalten (müssen) nun zwar eine Flexibilisierung bieten, um das 

Personaltableau entsprechend zu gestalten und vorzuhalten. Die Intention, eine 

notwendige Flexibilisierung für den Betreiber anzubieten, begrüßen wir ausdrücklich. 

Sie trägt den Bedarfen vor Ort Rechnung, dass punktuell notwendige Lösungen, die von 

den Behörden genehmigt werden, nun eine Verrechtlichung erfahren.  

Allerdings ist diese Formulierung aus Sicht des VCI NRW zu ungenau („überwiegend“ 

als unbestimmter Rechtsbegriff). Um das Gewollte zu erreichen, schlagen wir folgende 

alternative Formulierung vor, die die nötige Flexibilisierung für das Unternehmen 

beibehält (Einführung einer Regel-Ausnahme-Formulierung in Satz 3 und 4neu, 

Anpassung von Satz 5):  

3 Die Angehörigen der Werkfeuerwehr müssen grundsätzlich dem Betrieb oder 

der Einrichtung angehören, für welche die Werkfeuerwehr eingerichtet worden 

ist.  

4 Abweichungen von Satz 3 können im Bedarfs- und Entwicklungsplan geregelt 

werden. 

5 Die Angehörigen der Werkfeuerwehr Sie müssen neben der erforderlichen  

 fachlichen Qualifikation insbesondere über Kenntnisse der Örtlichkeit, der  

 Produktions- und Betriebsabläufe, der betrieblichen Gefahren sowie   

 Schutzmaßnahmen und der besonderen Einsatzmittel verfügen. 

Ähnliche Regelungen finden sich auch in den Brandschutzgesetzen anderer 

Bundesländer mit hohem Anteil chemischer Industrie1. Dort sind allerdings weitere 

 
1 Rheinland-Pfalz: Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz - LBKG -) §20 Abs. 3 Satz 2 (Die Angehörigen der Werkfeuerwehr müssen dem Betrieb oder der 

Einrichtung angehören, für welche die Werkfeuerwehr eingerichtet worden ist; das Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz 

kann auf Antrag Ausnahmen vom Erfordernis der Betriebszugehörigkeit zulassen, wenn sichergestellt ist, dass dadurch keine 



Stellungnahme zum 2. Kabinettsentwurf BHKG (vom 

13.03.2026)  
 

Stand: 25.06.2026 Seite  3/ 7 

Antrags- und/oder Zulassungsverfahren notwendig. Im Sinne der Entbürokratisierung 

halten wir deshalb die von uns vorgeschlagene Formulierung für sinnvoller, da in NRW 

das Anordnungs- bzw. Anerkennungsverfahren mit einer Bedarfs- und 

Entwicklungsplanung (§5 VObFW NRW) alle notwendigen Schritte und Bewertungen 

auch von Seiten der Behörden (Anerkennungsbehörde und Kommune) durchläuft und 

somit kein weiteres behördliches Verfahren durchgeführt werden muss. 

Wir möchten betonen, dass bzgl. der Anforderungen an das Personal insgesamt 

(Qualifikation, Ortskenntnisse, Kenntnisse über betriebliche Abläufe etc.) keinerlei 

Abstriche gemacht werden – der Wortlaut des bisherigen Satzes 4 bleibt als neuer Satz 

5 komplett erhalten. Der sichere Anlagenbetrieb ist die Grundlage für die Standorte der 

chemischen Industrie. Um diesen aufrecht zu erhalten, benötigen die Unternehmen die 

nun geschaffene Flexibilisierung. Ein Anlagenbetrieb ohne entsprechend qualifiziertes 

Personal könnte das Herunterfahren der Anlage bedeuten und damit dem Unternehmen 

die Grundlage für das wirtschaftliche Arbeiten entziehen. 

Auch die zuständigen Behörden bilden nach wie vor eine Sicherheitsinstanz: für die 

Überprüfung und Genehmigung des Bedarfs- und Entwicklungsplans ist die 

Bezirksregierung zuständig. Der Bedarfs- und Entwicklungsplan beinhaltet Absprachen 

mit der örtlich zuständigen kommunalen Feuerwehr. 

Um Details mit in Kraft treten des Gesetzes wirksam werden zu lassen und keine 

widersprüchliche Regelung in der Verordnung zu behalten, ist entsprechend auch die 

 
Einschränkung der Leistungsfähigkeit der Werkfeuerwehr zu befürchten ist, und die Beteiligten durch öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung mit dem Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz die erforderlichen Regelungen treffen.) 

Hessen: Hessisches Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (Hessisches Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz - HBKG); §14 Abs. 4 (Werkfeuerwehren dürfen nur aus Werksangehörigen bestehen. Das 

Regierungspräsidium kann Ausnahmen zulassen.) 

Berlin: Gesetz über die Feuerwehren im Land Berlin, (§11 (4) Eine Werkfeuerwehr wird aus Angehörigen des Betriebes gebildet, für 

den sie eingerichtet ist. Über Ausnahmen entscheidet die Aufsichtsbehörde.) 

Hamburg: Feuerwehrgesetz (§19 (4) Satz 3 „Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von dem Erfordernis der 

Betriebszugehörigkeit zulassen, …“) 

Sachsen-Anhalt (Brandschutzgesetz, §12 Abs. 3 Der nach Absatz 1 Verpflichtete kann sich auch eines betriebsfremden Dritten 
bedienen.) 
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VObFW zeitnah anzupassen. Außerdem ist der nun auch für die Behörden neu 

geschaffene Gestaltungsspielraum z.B. in dem eingangs vorgeschlagenen Begleitkreis 

zu definieren. 

§16 Absatz 3 Satz  7 Einsatzgebiet der Werkfeuerwehr in 

Industrie -/Chemieparks  

Der Entwurf wurde im Vergleich zum 1. Kabinettsentwurf an dieser Stelle nicht 

geändert. Die internen Befassungen mit der Mitgliedschaft (Standortfirmen) haben den 

VCI NRW aber dazu bewogen, hier den Wortlaut differenzierter zu betrachten und 

entsprechend eine alternative Formulierung vorzuschlagen: 

Vorliegender Gesetz-Entwurf:  

7 Benachbarte Betriebe oder sonstige Einrichtungen, insbesondere auch ein 

Standortbetreiber, können zur Bildung einer gemeinsamen Werkfeuerwehr 

verpflichtet werden, wenn sie in der Gesamtbetrachtung die Voraussetzungen 

nach Absatz 1 Satz 2 erfüllen und die Aufgaben auf dem Betriebsgelände oder 

dem Standort zweckmäßigerweise nur einheitlich wahrgenommen werden 

können. 

Hier sind aus Sicht der Unternehmen Änderungen zwingend notwendig: aus Sicht des 

VCI NRW ist der Bedarf zur Regelung des Einsatzgebietes einer Werkfeuerwehr eines 

Chemieparks nötig, um sicherzustellen, dass alle Unternehmen (unabhängig davon, ob 

diese werkfeuerwehrpflichtig sind oder nicht) innerhalb eines Chemieparks im 

originären Einsatzgebiet der Werkfeuerwehr liegen. Der Satz 7 sollte deshalb nur das 

Einsatzgebiet der Werkfeuerwehr beschreiben. Es kann damit gleichzeitig klargestellt 

werden, dass für sonstige Einrichtungen, die selbst nicht werkfeuerwehrpflichtig sind, 

ausschließlich die Werkfeuerwehr auf dem Standort zuständig ist. 

Der nun vorliegende Satz 7 geht aber hier über den o. g. Bedarf hinaus: Generell richtet 

sich die Pflicht zur Bildung einer Werkfeuerwehr an die Unternehmen an den 

Standorten, die ein bestimmtes Gefahrenpotential vorweisen und demnach 

werkfeuerwehrpflichtig sind und nicht zwingend an den Standort-Betreiber (der die 
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Werkfeuerwehr betreibt). Demzufolge sind diese werkfeuerwehrpflichtigen 

Unternehmen auch für die zu bildende Werkfeuerwehr verantwortlich und sowohl in die 

entsprechenden Gespräche als auch in die Entscheidung zu einer gemeinsamen 

Werkfeuerwehr mit der Anordnungsbehörde einzubinden, da diese Unternehmen 

letztlich die Verantwortung in den Betrieben haben und die Risiken und schließlich auch 

die Kosten tragen. Es sollte die unternehmerische Freiheit sichergestellt werden, dass 

die verpflichteten Betriebe die gemeinsame Werkfeuerwehr entweder selbst betreiben 

oder den Standortbetreiber damit beauftragen. 

Unser Formulierungsvorschlag: 

7 Benachbarte Betriebe oder sonstige Einrichtungen, insbesondere auch ein 

Standortbetreiber, können zur Bildung einer gemeinsamen Werkfeuerwehr 

verpflichtet werden, wenn sie in der Gesamtbetrachtung die Voraussetzungen 

nach Absatz 1 Satz 2 erfüllen und die Aufgaben auf dem Betriebsgelände oder 

dem Standort zweckmäßigerweise nur einheitlich wahrgenommen werden 

können. Die verpflichteten Betriebe oder sonstige Einrichtungen können auch 

den Standortbetreiber mit den Aufgaben der gemeinsamen Werkfeuerwehr 

betrauen. 

 

§15 Abs. 1 Flexiblere Vorgaben an eine Betriebsfeuerwehr  

Wir schlagen eine dem möglichen Schadensszenario angepasste Vorgabe der 

Ausstattung einer betrieblichen Feuerwehr vor: in §15 Abs. 1 Satz 4 sollte deshalb die 

Anforderung nicht der der öffentlichen Feuerwehr entsprechen, sondern der auf die im 

Betrieb zu erwartenden Schadensszenarien.  

Zudem sollte - analog wie bei den Werkfeuerwehren – in Satz 6 von der 

Betriebszugehörigkeit abgewichen werden können (unter Zustimmung der zuständigen 

Behörde). 

(1) 1Von Betrieben oder Einrichtungen zum Schutz der eigenen Anlagen vor 

Brandgefahren und zur Hilfeleistung im Betrieb vorgehaltene Brandschutzkräfte 
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können auf Antrag von der Gemeinde als Betriebsfeuerwehr anerkannt werden. 

2Vor der Anerkennung ist die zuständige Brandschutzdienststelle zu hören. 3Die 

Betriebsfeuerwehr muss in der Lage sein, die vom Betrieb oder der Einrichtung 

ausgehenden Gefahren eines Brandes, einer Explosion oder eines 

Schadensereignisses, das eine große Anzahl von Personen gefährdet, wirksam 

zu bekämpfen. 4Aufbau, Ausstattung und die Ausbildung der Angehörigen einer 

Betriebsfeuerwehr müssen den Anforderungen an die zu erwartenden 

Schadensszenarien öffentliche Feuerwehren entsprechen. 5Betriebsfeuerwehren 

müssen aus Betriebsangehörigen bestehen, die neben der erforderlichen 

fachlichen Qualifikation insbesondere Kenntnisse über die Örtlichkeit, die 

Produktions- und Betriebsabläufe, die betrieblichen Gefahren- und 

Schutzmaßnahmen und die besonderen Einsatzmittel verfügen. 6Die Gemeinde 

kann Ausnahmen von der Betriebszugehörigkeit zulassen und die 

Leistungsfähigkeit der Betriebsfeuerwehr überprüfen. 

Erfordernisse an betriebliche und Werkfeuerwehren 

(§§ 15, 16, 56 BHKG i. V. m. §§5, 6, 11 -22 VObFW)  – 

notwendige Anpassung der VObFW  

Um die grundsätzlichen Erfordernisse der Anforderungen an betriebliche und 

Werkfeuerwehren flexibler für Unternehmen und Kommunen zu gestalten, sind die 

Grundlagen in den §§15, 16 und 56 BHKG aufzunehmen, um im Anschluss die 

entsprechende Verordnung VObFW anzupassen. Details zu den Vorgaben werden über 

die §§5, 6 und 11-22 VObFW geregelt. Hier bedarf es flexiblerer Anpassungen, die im 

Rahmen der Novelle der VObFW aber detaillierter beschrieben werden. 
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